
	

Schulfrieden: Ein guter Kompromiss!
Von Peter Ibe, Jugendhilfeausschussvorsitzender und Sprecher der CDU-Ratsfraktion im Schulausschuss

Mit dem geschlossenen „Schul-

frieden“ zwischen den demokra-

tischen Parteien im Landtag ist 

eine wichtige Entscheidung für 

die Schülerinnen und Schüler 

in Duisburg gefallen: Nach der 

gescheiterten Einführung der 

Einheitsschule durch die Hinter-

tür haben wir jetzt endlich einen 

demokratischen Prozess, der 

den Spielregeln des Parlamenta-

rismus Rechnung trägt. Für die 

Eltern, Schülerinnen und Schü-

ler haben wir einen tragfähigen, 

gesellschaftsfähigen Kompro-

miss gefunden. Ich hoffe, dass 

dieser Schulfrieden für Duisburg 

eine Besserung der derzeitigen 

Schulsituation bedeutet, vor al-

lem eine Stärkung der individu-

ellen Förderung für jedes Kind. 

Die grün-rote Minderheitsre-

gierung hatte sich Mitte Juli mit 

der CDU auf eine sogenann-

te „Sekundarschule“ geeinigt: 

Die Klassen 5 und 6 werden 

zusammen unterrichtet. In der 

sechsten Klasse kann eine zwei-

te Fremdsprache hinzugewählt 

werden. Von Jahrgangsstufe 7 an 

kann der jeweilige Schulträger 

unter „enger Beteiligung“ der 

Schulkonferenz festlegen, ob der 

Unterricht integriert, teilinte-

griert oder in mindestens zwei 

Bildungsgängen (kooperativ) 

stattfindet. Die neu zu entwi-

ckelnden Lehrpläne sollen sich 

an jenen der Gesamtschule und 

der Realschule orientieren. Der 

Abschluss erfolgt in der 10. Klas-

se mit der neuen Ausbildungs- 

oder Oberstufenreife. 

Die neue Sekundarschule darf 

keine gymnasiale Oberstufe an-

bieten, um nicht in Konkurrenz 

zu Gymnasien zu treten. Die wei-

teren Schulformen Gymnasium, 

Hauptschule, Realschule und 

Gesamtschule bleiben bestehen. 

Auf Drängen der CDU wurde 

festgelegt, dass die neuen Se-

kundarschulen nicht gegenüber 

den anderen bei Ausstattung, 

Lehrerversorgung o. ä. bevor-

zugt werden, denn das Ziel war 

und ist ja, eine Einheitsschule zu 

vermeiden und das vielfältige 

Schulsystem zu erhalten. Denn 

jedes Kind hat individiduelle 

Stärken wie Schwächen und El-

tern sollen die Möglichkeit ha-

ben, die passende Schulform für 

ihr Kind zu wählen. Da die Ände-

rungen im Schulsystem gesetz-

lich festgehalten werden und 

bis zum Jahr 2020 daran nicht 

gerüttelt werden soll, können 

die Neuerungen im Schulsystem 

erstmal begutachtet werden. 

Tatsache ist jedoch auch, dass 

ohne eine 

gute Aus-

st attung 

der Schu-

len mit 

L e h r e r n 

und Mate-

rial, eine 

f u n d i e r -

te Aus-

bildung der Lehrerinnen und 

Lehrer und lernwilliger Kinder 

eine Schulstrukturveränderung 

nichts bringt. 

Ich appelliere an die Schulpoliti-

ker bei den Grünen und der SPD, 

sich in der nun anstehenden De-

batte für die Kinder in Duisburg 

ebenso kompromissfähig zu 

verhalten wie ihre Kollegen im 

Landtag. Nur zusammen können 

die demokratischen Parteien in 

Duisburg es schaffen, die Zu-

kunft der Schulen zu sichern.

Übernahme sozialer Lasten: Bundesregierung hilft Städten
Von Petra Vogt, CDU-Fraktionsvorsitzende und finanzpolitische Sprecherin

Ich begrüße den Beschluss des 

Bundeskabinetts zur künftigen 

Entlastung der Kommunen bei 

der Grundsicherung im Alter: 

Die Zusage, die Kommunen 

schrittweise von den Ausgaben 

der Grundsicherung im Alter 

und bei Erwerbsminderung zu 

befreien, ist eine bedeutende 

Hilfe für die Städte. Die drücken-

de Last der Sozialausgaben wird 

sich dadurch auf Dauer spürbar 

verringern. Das ist auch bitter 

nötig bei einer neuen Rekord-

höhe von fast 13 Milliarden Euro 

Sozialausgaben der NRW-Städte, 

die für 2011 erwartet werden.

Da der 

B u n d 

nicht di-

rekt an die 

Städte wie 

Duisburg 

aufgrund 

g e s e t z l i -

c h e r 

( Ü b e r - )

Vorschriften überweisen darf, 

muss ein Umweg über das Land 

NRW in Kauf genommen wer-

den. Wir werden darauf pochen, 

dass im Gesetzgebungsverfah-

ren sichergestellt wird, dass das 

Land die Entlastung vollständig 

an die Städte weiterleitet. Die 

Entlastungen des Bundes für die 

Stadt Duisburg von mehr als 10 

Mio. Euro in den nächsten Jahren 

müssen komplett weitergeleitet 

werden und dürfen nicht beim 

Land kleben bleiben! 

Jedoch frage ich mich, was denn 

von der vollmundig versproche-

nen Hilfe vom Land und dem 

zuständigen Innenminister Ralf 

Jäger (der sich ja auch Kommu-

nalminister nennt) überhaupt 

kommt: Außer viel Gerede um 

einen partnerschaftlichen Dia-

log hat das Land bisher nicht viel 

gemacht. Wenn die Bundesre-

gierung jetzt mit der millionen-

schweren Entlastung der Städte 

anfängt, wo bleibt das Land? 

Wann kommt Herr Jäger endlich 

mal mit vernünftigen und ausge-

reiften Vorschlägen aus seiner 

Ecke, um den Städten zu helfen? 

Bis jetzt bleibt der Innenminis-

ter Antworten wie auch einen 

Arbeitsnachweis schuldig. Bis 

auf Ankündigungen und warme 

Worte hat Herr Jäger nichts vor-

zuweisen. Und die Verschuldung 

der Städte wie Duisburg, Ober-

hausen oder Dortmund steigt 

weiter an.
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Liebe Duisburgerinnen und Duisburger,

liebe Parteifreunde!

der 24. Juli 2010 war für Duisburg und 

für uns alle ein großer Schock: Was als 

friedliches Fest mit tausenden Feiernden 

geplant war, endete mit dem Tod von 21 

Menschen. Den Verlust, den die Famili-

en und die Freunde der 21 Menschen zu 

beklagen haben, ist in Worten nicht be-

schreibbar. 

Zwölf Monate sind seit der Tragödie ver-

gangen. Die Stadt hat sich geändert in 

dieser Zeit. Der Schock, der durch dieses 

Ereignis eingetreten war, ist der Frage ge-

wichen, was zu diesem Unglück geführt 

hat. Bis heute kann niemand darauf eine verlässliche Antwort geben. Wir werden 

wohl noch länger auf eine Aufklärung der Ereignisse warten müssen. Einige jedoch 

haben bereits ihre Schlüsse aus der Tragödie gezogen: Sie wollen, dass Oberbür-

germeister Adolf Sauerland abgewählt wird. Der Gruppierung zufolge geht es an-

geblich nicht um Schuldzuweisungen, sondern um einen „Neuanfang“ in der Stadt. 

Wir werden abwarten müssen, ob sie die notwendigen Unterschriften zusammen 

bekommen. Eins ist für mich jedoch vollkommen klar: Den Neuanfang für diese 

Stadt haben wir zusammen mit Adolf Sauerland im Oktober 2004 geschafft. Erst 

durch die Energie und die Tatkraft von Oberbürgermeister Adolf Sauerland nach 

jahrzehntelangem Stillstand und Lethargie in der Stadt haben wir frischen Wind 

gebracht, die Innenstadt neu gestaltet und an vielen Stellen in unserer Heimat-

stadt Neues geschaffen. Wozu brauchen wir dann einen Neuanfang? Damit wieder 

ein SPD-Herrscher das Zepter schwingt? Warum versuchen wir nicht zusammen, 

die Stadt weiter auf die Beine zu stellen, die Probleme dieser Stadt anzugehen an-

statt auf teils polemische Art und Weise den Oberbürgermeister (und damit auch 

die Stadt im Endeffekt) zu schmähen? Die CDU-Fraktion wird weiter mit Oberbür-

germeister Adolf Sauerland für die Zukunft dieser Stadt kämpfen. Und wir werden 

die Sommerpause nutzen, um Kraft zu tanken. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen 

einen erholsamen Sommer!

			   Ihre  

Üblicherweise mah-

len parlamentarische 

Mühlen langsamer. Im 

Bundes- wie im Landtag 

habe ich das oft genug 

erlebt: Es wird mehr 

beraten, es werden un-

terschiedlichste Gut-

achten eingeholt und es 

dauert alles seine Zeit. 

Nicht so bei der Vorlage des Gesetzes zur Di-

rektabwahl von Bürgermeistern: Da peitschte 

die rot-grüne Minderheitsregierung mit ihren 

kommunistischen Verbündeten das Gesetz 

durch den Landtag. Ein Schelm, wer Böses 

dabei denkt... Das Bemühen, den einzigen 

Oberbürgermeister im Ruhrgebiet mit christ-

lich-demokratischen Wurzeln endlich loszu-

werden, wird schon unheimlich: Nachdem die 

Versuche, Adolf Sauerland Korruption (Bau 

des Landesarchivs) zu unterstellen oder die 

alleinige Schuld an der Loveparade-Tragödie 

zuzuweisen, gescheitert sind, versucht man 

es jetzt mit einem Abwahlverfahren. Über die 

Hintergründe und handelnden Personen kann 

man trefflich streiten, eins muss jedoch für 

alle Beteiligten klar sein: Wenn das Abwahl-

verfahren wie und wann auch immer schei-

tert, muss die Hetzjagd auf den Duisburger 

Oberbürgermeister Adolf Sauerland beendet 

werden. Denn dann verhindern die Hetzen-

den den Neuanfang in Duisburg!

Interview mit dem OB
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Interview mit Oberbürgermeister Adolf Sauerland:
 

Herr Oberbürgermeister, 12 

Monate nach der Tragödie auf 

der Loveparade wird gegen Sie 

ein Abwahlverfahren ange-

strengt. Sind Sie der Sünden-

bock?

Also erstmal muss ich festhal-

ten, dass über Schuld und Un-

schuld immer noch die Gerichte 

entscheiden. Das Abwahlver-

fahren akzeptiere ich als über-

zeugter Demokrat. Aber wie 

auch immer es ausgeht, wird 

damit nicht Gerechtigkeit ge-

sprochen. 

Aber in Teilen der Medien sind 

Sie der Verantwortliche für 

die Tragödie am 24.Juli 2010...

Das wird halt erstmal so be-

hauptet, aber die Staatsanwalt-

schaft mit mehreren Dutzend 

Mitarbeitern konnte bis jetzt 

keine konkreten Fakten liefern, 

was denn genau bei der Rampe 

passiert ist. Wie gesagt, die Ge-

richte werden dies letztendlich 

entscheiden. 

Ihr Verhalten nach der Love-

parde war vielfach Anlass zur 

Kritik...

Zu Recht, wie ich im Nachhinein 

feststellen muss. Da habe ich 

sicherlich Fehler gemacht, die 

mir unendlich leid tun.

Welche denn?

Zum Beispiel diese fatale Pres-

sekonferenz am Morgen da-

nach, als wir noch gar nicht 

genau wussten, was mit den 

Menschen passiert ist. Das war 

sicherlich ein großer Fehler.

Und das Sie erst spät den Kon-

takt zu Angehörigen der Op-

fer gesucht haben...

Was so einfach nicht stimmt. 

Ich hatte bereits sehr frühzeitig 

Kontakt zu einzelnen Angehöri-

gen. 

Wie sind die verlaufen?

Dazu möchte ich nichts sagen. 

Der Verlust eines Menschens, 

der einem das Liebste im Leben 

ist, ist ein unwiederbringlicher 

Verlust.

Sie sind bestimmt erleichtert, 

dass der Jahrestag vorbei ist?

Bei einem Unglück mit 21 Toten 

werde ich auch in 10 oder 20 

Jahren nicht von Erleichterung 

sprechen können.

Ist die Loveparade eigentlich 

immer noch der erste Gedan-

ke beim Aufwachen morgens?

Zumeist. Ich frage mich, was 

hätte ich anders tun können, 

was hätte ich anders tun müs-

sen.

Also sind Sie voll von den Ge-

danken an die Loveparade ein-

genommen?

Nein, diese Gedanken sind ein-

fach da. In der Anfangszeit und 

jetzt während des Jahrestags 

intensiver, zwischendurch mehr 

im Hintergrund.

Ist denn die Stadt mit ihren 

vielen finanziellen wie sozia-

len und wirtschaftlichen Pro-

blemen überhaupt zu führen, 

wenn das Thema immer da ist?

Ja. Voll und ganz.

Was macht Sie da so sicher?

Weil der Oberbürgermeister, 

der ich nun mal bin, nicht allei-

ne in der Stadt regiert, sondern 

neben der Verwaltung mit den 

Kolleginnen und Kollegen auch 

noch der Rat als oberstes Ent-

scheidungsorgan da ist. 

Der Rat, der der Loveparade 

Anfang 2010 auch zugestimmt 

hat...

Richtig. Aber lassen Sie mich 

auch noch eins zu den kolpor-

tierten Gerüchten um das Ver-

hältnis zu meinen Mitarbeitern 

sagen: Es war sicherlich mehr 

als unglücklich, dass diese Aus-

sage „Ich habe nichts unter-

schrieben“ so gedruckt wurde. 

Gesagt habe ich es so nicht. Das 

hat viel kaputt gemacht. Aber 

auch hier werde ich mich nach 

Kräften bemühen, dass dieser 

falsche Eindruck revidiert wird.

Aber die Mitarbeiter haben 

Sie doch ausgepfiffen!

Ein Teil, ja. Aber das war auch 

schon 2005, 2006, 2007, 2008 

und 2009 so. Ich bin halt nicht 

jedermanns Liebling.

Weil Sie einziger CDU-OB im 

Ruhrgebiet sind?

Vielleicht. Aber im Endeffekt 

haben wir in dieser Stadt viel 

erreicht: Die Innenstadt ist end-

lich wieder eine Innenstadt mit 

attraktiven Geschäften und lädt 

zum Verweilen ein. In Beeck/

Bruckhausen sind die Arbeiten 

für den Grüngürtel weit fortge-

schritten. Der Rheinpark wurde 

fertiggestellt, Logport II in Wan-

heim eröffnet, wo man 2004 

aus der Erde Rattengift hätte 

herstellen können. Es hat sich 

viel bewegt in Duisburg und 

wir bewegen uns weiter. Die 

Loveparade schmerzt und sie 

hat auch das Gesicht der Stadt 

verändert. Dass ich dabei einer 

der maßgeblichen Akteure war, 

ist mir mehr als bewußt. Aber 

Duisburg ist mehr als Lovepa-

rade und Stahl und Hafen. Wir 

müssen jetzt alle zusammen 

anpacken, damit es wieder auf-

wärts geht.

Wie der MSV  mit einer jungen 

Mannschaft...

Ja genau! Die Jungs haben 

uns das vorgemacht: Mit viel 

Leidenschaft und dem Wille 

zum Ackern und Schaffen. Das 

braucht diese Stadt und ich 

weiss, dass es in den Duisbur-

gerinnen und Duisburger auch 

fest verankert ist. 

Aus Ihren Worten lässt sich 

viel Kampfgeist und Optimis-

mus hören...

Ja klar, wenn sie 2004 als erster 

Nicht-SPD Oberbürgermeister 

nach einem halben Jahrhundert 

eine Stadt wie Duisburg führen 

wollen, müssen sie sich dafür 

wappnen. 

Wer gibt Ihnen denn die Zu-

versicht und die Kraft, dass 

das so klappt, wie Sie sich das 

vorstellen? 

Meine Mitarbeiter in der Ver-

waltung, die Beigeordneten und 

die Chefs unserer Gesellschaf-

ten. Meine Fraktion, die ich 

selber Anfang des Jahrtausends 

führen durfte. Aber natürlich in 

erster Linie meine Familie.

Die nach der Loveparade flie-

hen musste. Wie geht es ihr?

Sie war 10 Tage nicht da und 

dann wieder dort, wo sie immer 

schon lebte: in DU-Walsum.

Glauben Sie, dass Sie den Auf-

schwung gestalten können?

Ja, davon bin ich hundertpro-

zentig überzeugt. Das zeigen 

auch die vielen Gepräche mit 

Duisburger Unternehmen, Ver-

bände und Bürger. Die haben 

nämlich zu Recht den Willen, 

dass Duisburg nicht auf Dauer 

von einigen als Synonym für 

diese schlimme Tragödie gelten 

wird.

Wo liegen die Schwerpunkte 

Ihrer Arbeit in nächster Zeit?

Zunächst bei den Finanzen. Das 

Land muss sagen, wie es über-

schuldeten Städten wie Duis-

burg helfen wird. Außerdem 

müssen wir den Planungsbe-

reich stärken: Der begonnene 

Stadtumbau muss zügig fortge-

setzt werden. Ebenso müssen 

wir schauen, was wir für Fami-

lien mehr tun können, trotz un-

serer Finanzlage. 

Also haben Sie viel vor?

Genau, wir müssen jetzt anpa-

cken. Alle zusammen an einem 

Strang.

Vielen Dank für das Gespräch, 

Herr Oberbürgermeister!

Fakten statt Gerüchte: Eine Darstellung der Loveparade - 
ohne Beschönigungen, ohne Schuldzuweisungen

Wurden die Sicherheitsbeden-

ken seitens Dritter nicht Ernst 

genug genommen?

Nein, die Hinweise der Polizei, 

Feuerwehr und weiterer Insti-

tutionen wurden sehr ernst ge-

nommen. Die Hinweise wurden 

insbesondere in der Arbeits-

gruppe 4 (Sicherheit) erörtert, 

die seit dem 12. März 2010 in 

16 Sitzungen getagt hat (Teil-

nehmer – vgl. Endbericht Sei-

te 16). In einer Besprechung 

der Arbeitsgruppe 4 wurde am 

04.07.2010 festgelegt, dass 

zum Thema Umgang mit zu er-

wartenden Gefahrensituatio-

nen gemäß dem Vorschlag des 

ständigen Stabes der Polizei 

Düsseldorf ein von der Polizei 

vorbereiteter und geleiteter 

Workshop stattfinden sollte 

(vgl. Seite 34 Endbericht). Im 

Rahmen dieses von der Polizei  

durchgeführten Workshops 

wurden 15 verschiedene Sicher-

heitsszenarien  zu etwaigen Kri-

sensituationen – insbesondere 

Katastrophen oder Unfällen -  

während der Loveparade durch-

gespielt An diesem Workshop 

haben alle an der Sicherheit 

beteiligten Institutionen teil-

genommen (vgl. Ergebnisproto-

koll der Polizei vom 20.07.2010 

– Anlage 29 des Endberichtes). 

Im  Verlauf des Planungs- und 

Vorbereitungsprozesses wur-

den  alle beteiligten Institutio-

nen  abgefragt, ob sie Bedenken 

gegen die Planungen haben. 

Dies geschah noch einmal final 

in einer Besprechung im Rats-

saal der Stadt Duisburg am 

15.07.2010 unter Teilnahme 

aller Beteiligten. Alle Beteilig-

ten verneinten  in dieser Be-

sprechung die Frage nach noch 

bestehenden Sicherheitsbeden-

ken.

Es bleibt festzuhalten:

Das Äußern von Bedenken im 

Laufe einer Projekt- bzw. Ver-

anstaltungsplanung ist üblich. 

Solche Bedenken werden – wie 

auch hier – bewertet und ein-

vernehmlich durch sorgfältige 

Planung ausgeräumt.

Durfte die Stadt als Baugeneh-

migungsbehörde das Sicher-

heitskonzept prüfen?

Nein, das Sicherheitskonzept 

wird nicht von der Baugeneh-

migungsbehörde im Baugeneh-

migungsverfahren geprüft oder 

kontrolliert. Der Landesgesetz-

geber sieht lediglich gemäß § 43 

Abs. 2 Sonderbauverordnung 

vor, dass  der Betreiber im Ein-

vernehmen mit den für Sicher-

heit oder Ordnung zuständigen 

Behörden ein Sicherheitskon-

zept aufzustellen hat. Diese 

Behörden sind wörtlich laut der 

Verordnung insbesondere die 

Polizei, die Brandschutzdienst-

stelle und die Rettungs-

dienste. Die einvernehmliche 

Aufstellung dieses Sicherheits-

konzeptes ist hier erfolgt. Eine 

inhaltliche Überprüfung des Si-

cherheitskonzeptes obliegt der 

Bauaufsichtsbehörde bei ihrer 

Genehmigungserteilung nicht. 

Hätte beispielsweise die Polizei 

im Vorfeld dem Konzept wider-

sprochen, hätte es kein Einver-

nehmen und folglich auch keine 

Genehmigung durch die Bauge-

nehmigungsbehörde gegeben 

(vgl. Seite 40 rechtliche Stel-

lungnahme Endbericht).

Warum wurde das gesamte 

Gelände eingezäunt?

Weil um das Gelände herum die 

A 59 (gesperrt als Einsatzstre-

cke für Polizei und Rettungs-

kräfte), der Hauptbahnhof und 

die Gleise der Deutschen Bahn 

als wichtigstes Transportmittel 

u.a. für die An- und Abreise der 

Veranstaltungsbesucher liegen.

Gab es Fehler bei der Erteilung 

der Genehmigung durch die 

Stadt?

Laut einem Gutachten einer ex-

ternen Kanzlei ist kein rechts-

widriges Verwaltungshandeln 

bei der Vorbereitung – insbe-

sondere der Erteilung der erfor-

derlichen Genehmigungen- so-

wie bei der Durchführung der 

Veranstaltung feststellbar.

Ist es zutreffend, dass die Ge-

nehmigung des Bauordnungs-

amtes für die Loveparade erst 

am Tage vor der Veranstaltung 

erteilt wurde?

Ja, die Genehmigung wurde 

am Abend vor der Veranstal-

tung von der Verwaltung aus-

gesprochen. Das ist ein ganz 

normaler Vorgang, da die Stadt 

als Genehmigungsbehörde 

erst inspizieren musste, ob der 

Veranstalter  die  städtischen 

Vorgaben erfüllt hat, also z. B: 

bezüglich der Bühnen, Laut-

sprechertürme, Absperrungs-

zäune etc. Bei einer Begehung 

durch die Bauaufsicht (genau-

er: der Ordnungsamtsleiter hat 

dies im Auftrag der Bauordnung 

erledigt – vgl. Seite 79 des End-

berichtes) am Samstagmorgen 

wurde noch stichprobenartig 

die Beseitigung von Restmän-

geln überprüft, zum Beispiel 

wurde die in der Zwischenzeit 

erfolgte Entfernung eines am 

Vorabend in einem Fluchtweg 

am Bahngelände gesichteten 

Sattelaufliegers kontrolliert.

Was passierte genau auf der 

Rampe?

Dies ist nach wie vor nicht rest-

los geklärt. Nach Luftaufnah-

men und Augenzeugenberich-

ten gab es an einer Seite der 

Rampe eine extreme Stauung 

der Menschen, bei der es auch 

zu den Todesfällen kam. Auf der 

anderen Seite der Rampe war  

jedoch genügend Platz. Eine 

genaue Schilderung des Her-

gangs ist jedoch immer noch 

nicht möglich, da die Staatsan-

waltschaft dazu bis jetzt keine 

abschließenden Angaben ge-

macht hat und die Darstellun-

gen des Veranstalters und der 

Polizei teilweise gravierend 

voneinander abweichen.

Wer war für die Rampe und 

den Karl-Lehr-Tunnel/Straße 

verantwortlich?

Während der Veranstaltung war 

der Veranstalter lopavent für 

die Sicherheit in den Tunneln 

und auf dem Veranstaltungsge-

lände samt Rampe verantwort-

lich. Es war vorab gemeinschaft-

lich zwischen allen beteiligten 

Stellen, also auch der Polizei, 

vereinbart worden, dass die Po-

lizei ggf. auf dem eigentlichen 

Veranstaltungsgelände und in 

den Tunneln unterstützend tä-

tig würde, der städtische Son-

deraußendienst dagegen nur 

außerhalb des Veranstaltungs-

geländes und der Tunnel zum 

Einsatz käme.

Der Endbericht ist im Ratsinfor-

mationssystem abrufbar:
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Ratssitzung am 6. September 

2010: TOP 6.1. Mitteilungsvor-

lage 10-1405/2


